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Erstes Gesetz
zur Änderung des Museumsstiftungsgesetzes (MusStG)

Vom 6. Juni 2008

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung des Museumsstiftungsgesetzes

Das Museumsstiftungsgesetz in der Fassung vom 27. Februar
2005 (GVBl. S. 128), zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes
vom 11. Juli 2006 (GVBl. S. 810), wird wie folgt geändert:
1. In § 6 Abs. 2 werden die Sätze 5 und 6 durch die folgenden Sätze

ersetzt:
„Die Amtsperiode des Stiftungsrates dauert vier Jahre. Nach
Ablauf der Amtsperiode bleibt der bisherige Stiftungsrat bis zur
Berufung des neuen Stiftungsrates im Amt. Eine erneute Be-
rufung von Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern ist
zulässig. Scheiden Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder
vorzeitig aus, so sind für den Rest der Amtsperiode Ersatz-
mitglieder zu berufen.“

2. § 11 wird wie folgt gefasst:

„§ 11
Ausgliederung von Stiftungsvermögensbestandteilen

und Veräußerungen
(1) Der Senat von Berlin darf mit Zustimmung des Abgeord-

netenhauses Vermögensbestandteile von Stiftungen der in § 1
genannten Art ausgliedern und zur Nutzung auf einen anderen
Träger übertragen. Eine Veräußerung von Kunstwerken und
Kulturgütern durch diesen Träger bedarf der Zustimmung des
Abgeordnetenhauses von Berlin, sofern der Wert des zu veräu-
ßernden Kulturgutes 100 000 Euro übersteigt.

(2) Der Ausgliederungsbeschluss gemäß Absatz 1 enthält ins-
besondere Regelungen über den Zeitpunkt der Ausgliederung
und bestimmt das auszugliedernde bewegliche Vermögen. Im
Falle der Wahrnehmung von Nutzungsrechten an landeseigenen
Grundstücken und Gebäuden ist festzulegen, ob und wie diese
Nutzungsrechte auf den neuen Träger übergehen.

(3) Kunstwerke und andere Kulturgüter von künstlerischem,
wissenschaftlichem oder historischem Wert dürfen nur nach Be-
schluss des Stiftungsrates, nicht jedoch gegen die Stimme des
vorsitzenden Mitgliedes, veräußert werden. Die Zustimmung
des Abgeordnetenhauses von Berlin ist einzuholen, sofern der
Wert des zu veräußernden Kulturgutes 100 000 Euro übersteigt.“

Artikel II
Neubekanntmachung

Die für Kultur zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das
Museumsstiftungsgesetz in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an
geltenden Fassung mit neuem Datum bekannt zu machen und dabei
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen.

Artikel III
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 6. Juni 2008

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Elftes Gesetz
zur Änderung des Berliner Wassergesetzes

Vom 6. Juni 2008
Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung des Berliner Wassergesetzes

Das Berliner Wassergesetz in der Fassung vom 17. Juni 2005
(GVBl. S. 357, 2006 S. 248, 2007 S. 48), geändert durch Artikel XI
des Gesetzes vom 11. Juli 2006 (GVBl. S. 819), wird wie folgt geän-
dert:
1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 2d wird wie folgt gefasst:
„§ 2d Information und Anhörung der Öffentlichkeit bei der

Erstellung des Bewirtschaftungsplans, Strategische
Umweltprüfung für das Maßnahmenprogramm“.

b) Die Angabe zu Abschnitt II des Fünften Teils wird wie folgt
gefasst:
„Abschnitt II Überschwemmungsgebiete, Hochwasser-

schutzplan“.
c) Nach der Angabe zu § 65 wird folgende Angabe eingefügt:

„§ 65a Hochwasserschutzplan“. 
2. In § 1 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „des § 22“ durch die An-

gabe „der §§ 22 und 22a“ ersetzt.
3. § 2d wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 2d
(zu §§ 36 und 36b WHG)

Information und Anhörung der Öffentlichkeit bei der
Erstellung des Bewirtschaftungsplans, Strategische
Umweltprüfung für das Maßnahmenprogramm“.

b) Es wird folgender Absatz 3a eingefügt:
„(3a) Für das Maßnahmenprogramm ist nach § 14b Abs. 1

Nr. 1 in Verbindung mit Anlage 3 Nr. 1.4 des Gesetzes über
die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797),
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Oktober
2007 (BGBl. I S. 2470) geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung eine Strategische Umweltprüfung durch-
zuführen. Die für die Wasserwirtschaft zuständige Senats-
verwaltung legt den Untersuchungsrahmen fest, erstellt den
Umweltbericht und beteiligt die betroffenen Behörden. Die
§§ 14f bis 14h und 14d Abs. 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung gelten entsprechend.“

c) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Worten „des Bewirt-
schaftungsplans“ die Worte „und des Maßnahmenprogramms
nebst Umweltbericht“ eingefügt.

d) In Absatz 5 wird die Angabe „1 bis 3“ durch die Worte „2, 3
und 4 sowie zu dem Umweltbericht nach Absatz 3a Satz 2 in
Verbindung mit § 14g des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung“ ersetzt.

e) Es wird folgender Absatz 5a eingefügt:
„(5a) Nach Abschluss der Behörden- und Öffentlich-

keitsbeteiligung ist der Umweltbericht zu überprüfen. § 14k
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung gilt
entsprechend. Das Ergebnis der Überprüfung ist bei der
Erstellung des Maßnahmenprogramms zu berücksichtigen.
Der Veröffentlichung des Maßnahmenprogramms nach § 2c
Abs. 3 Satz 3 ist eine zusammenfassende Erklärung zu den
Umwelterwägungen und zur Berücksichtigung des Umwelt-

berichts sowie eine Darlegung der Überwachungsmaßnah-
men auf der Grundlage des Umweltberichts beizufügen. § 14l
Abs. 2 Nr. 2 und 3 und § 14m des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung gelten entsprechend. Dabei kann bei
der Festlegung der Überwachungsmaßnahmen auf die Rege-
lungen zur Überwachung nach der WRRL-Umsetzungs-Ver-
ordnung vom 16. September 2004 (GVBl. S. 400) verwiesen
werden.“

4. § 15 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Die Bewilligung kann für Vorhaben, die nach den §§ 3 bis

3f des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder
nach § 16h Abs. 2 in Verbindung mit Anlage 3 einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung unterliegen, nur in einem Verfahren erteilt
werden, das den Anforderungen des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung und des Berliner Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung vom 7. Juni 2007 (GVBl. S. 222)
entspricht.“

5. § 16b Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 4 wird das abschließende Wort „und“ durch ein

Komma ersetzt.
b) In Nummer 5 wird der abschließende Punkt durch das Wort

„und“ ersetzt.
c) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6 angefügt:

„6. die wichtigsten vom Antragsteller gegebenenfalls ge-
prüften Alternativen in einer Übersicht.“

6. § 16c Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Erlaubnis oder die Genehmigung nach § 16a muss mindes-
tens Regelungen über die Verpflichtung zur Überwachung der
Gewässerbenutzung oder der Indirekteinleitung und zur Vorlage
der Ergebnisse der durchzuführenden Überwachung sowie über
die Methode und die Häufigkeit von Messungen und das Bewer-
tungsverfahren enthalten.“

7. § 16e wird wie folgt gefasst:

„§ 16e
Öffentlichkeitsbeteiligung und Zugang zu Informationen

(1) Bei Erlaubnissen und Genehmigungen nach § 16a und
deren Anpassung nach § 16d Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit
Satz 2 Nr. 1 ist die Öffentlichkeit nach Maßgabe der Absätze 2
bis 4 zu beteiligen.

(2) Die zuständige Behörde macht beantragte oder von ihr
nach § 16d Abs. 2 Satz 1 vorgesehene Entscheidungen öffentlich
bekannt. Für die öffentliche Bekanntmachung sowie die Aus-
legung von Antrag und Unterlagen gelten § 10 Abs. 3 und 4 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 26. September 2002 (BGBl. I S. 3830), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I
S. 2470) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung
sowie die §§ 9 und 10 der Verordnung über das Genehmigungs-
verfahren in der Fassung vom 29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001),
die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 23. Oktober 2007
(BGBl. I S. 2470) geändert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung sinngemäß.

(3) Der betroffenen Öffentlichkeit ist Gelegenheit zu geben,
zu dem Vorhaben binnen zwei Wochen nach Ablauf der Aus-
legungsfrist Stellung zu nehmen. Mit Ablauf der Frist zur Stel-
lungnahme sind Einwendungen gegen das Vorhaben, die nicht
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlos-
sen. Bei Entscheidungen nach § 16d Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 sind ein-
wendungsbefugt Personen, deren Belange durch die vorgesehe-
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nen Anpassungsmaßnahmen berührt sind, sowie Vereinigungen,
die nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes vom 7. Dezem-
ber 2006 (BGBl. I S. 2816) in der jeweils geltenden Fassung an-
erkannt sind oder die die Anforderungen des § 2 Abs. 2 Satz 1
und 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes erfüllen.

(4) Die in Absatz 1 genannten Entscheidungen sind öffentlich
bekannt zu machen. Der Öffentlichkeit sind der Inhalt der Ent-
scheidung, die Gründe, auf denen sie beruht, die Art und Weise
der durchgeführten Öffentlichkeitsbeteiligung sowie vorhan-
dene Überwachungsergebnisse nach § 16d Abs. 1 zugänglich zu
machen. Überwachungsergebnisse dürfen nicht veröffentlicht
werden, wenn sie Rückschlüsse auf Betriebs- oder Geschäfts-
geheimnisse ermöglichen.

(5) Die Öffentlichkeitsbeteiligung nach den Absätzen 1 bis 3
entfällt, wenn diese bereits auf Grund eines Verfahrens zur
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung oder eines
immissionsschutzrechtlichen Verfahrens durchzuführen ist.“

8. § 16f wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Worten „das Vorhaben“

die Worte „und Verfahren nach § 16d Abs. 2 Satz 2 Nr. 1“ ein-
gefügt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „leitet den nach Absatz
1 zu beteiliegenden Behörden jeweils eine Ausfertigung der
Unterlagen zu“ durch die Worte „stellt den nach Absatz 1 zu
beteiligenden Behörden jeweils die Informationen nach § 16e
Abs. 2 zur Verfügung“ ersetzt.

c) Absatz 3 Satz 1 wird durch folgende Sätze 1 und 2 ersetzt:
„Die zuständige Behörde übermittelt den nach Absatz 1 zu
beteiligenden Behörden anderer Mitgliedstaaten die Infor-
mationen nach § 16e Abs. 4. Werden einer Behörde des Lan-
des Informationen im Sinne des Satzes 1 übermittelt, macht
sie diese den in § 16e Abs. 3 Satz 3 genannten Personen in
geeigneter Weise zugänglich.“

9. In § 22 Abs. 1 Satz 8 wird die Angabe „Satz 4 und 5“ durch die
Angabe „den Sätzen 6 und 7“ ersetzt.

10. § 29e Abs. 4 wird aufgehoben.
11. In § 36 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Grundwasser“ die

Worte „in geringen Mengen“ eingefügt.
12. In § 37 Abs. 1 Satz 2 2. Halbsatz wird das Wort „es“ durch das

Wort „sie“ ersetzt.
13. Die Überschrift zu Abschnitt II des Fünften Teils wird wie folgt

gefasst:

„Abschnitt II

Überschwemmungsgebiete, Hochwasserschutzplan“.

14. Nach § 65 wird folgender § 65a eingefügt:

„§ 65a
(zu §§ 31d, 32 WHG)

Hochwasserschutzplan

(1) Die für die Wasserwirtschaft zuständige Senatsverwaltung
stellt einen Plan für einen möglichst schadlosen Wasserabfluss,
den technischen Hochwasserschutz und die Gewinnung, insbe-
sondere Rückgewinnung von Rückhalteflächen sowie weitere
dem Hochwasserschutz dienende Maßnahmen (Hochwasser-
schutzplan) auf, soweit dies erforderlich ist. Die Aufstellung
eines Hochwasserschutzplans ist nicht erforderlich, wenn be-
stehende Pläne zur Verbesserung des Hochwasserschutzes den
Anforderungen dieses Absatzes entsprechen. Der Hochwasser-
schutzplan dient dem Ziel, die Gefahren, die mindestens von ei-
nem statistisch einmal in 100 Jahren zu erwartenden Hochwas-
ser ausgehen, so weit wie möglich und verhältnismäßig zu mini-
mieren. In den Hochwasserschutzplan sind insbesondere Maß-
nahmen zum Erhalt oder zur Rückgewinnung von
Rückhalteflächen, zu deren Flutung und Entleerung nach den
Anforderungen des optimierten Hochwasserabflusses in der
Flussgebietseinheit Elbe, zur Rückverlegung von Deichen, zum

Erhalt oder zur Wiederherstellung von Auen sowie zur Rückhal-
tung von Niederschlagswasser aufzunehmen.

(2) Der Hochwasserschutzplan ist, soweit erforderlich, bis
zum 10. Mai 2009 aufzustellen. Der Hochwasserschutzplan und
die in diesen aufzunehmenden Schutzmaßnahmen nach Absatz 1
Satz 4 sind mit den übrigen an der Flussgebietseinheit Elbe
beteiligten Ländern sowie den zuständigen Behörden der ande-
ren Mitgliedstaaten der Europäischen Union abzustimmen, auf
deren Hoheitsgebiet sich die Flussgebietseinheit Elbe erstreckt.
Die Koordinierung erfolgt im Benehmen und, soweit auch Ver-
waltungskompetenzen des Bundes berührt sind, im Einverneh-
men mit den zuständigen Bundesbehörden. Bei der Abstimmung
mit den zuständigen Behörden der anderen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union, auf deren Hoheitsgebiet sich die Fluss-
gebietseinheit Elbe erstreckt, ist das Einvernehmen der zustän-
digen Bundesbehörden auch erforderlich, soweit die Pflege der
Beziehungen zu auswärtigen Staaten nach Artikel 32 Abs. 1 des
Grundgesetzes berührt ist. Die für die Wasserwirtschaft zustän-
dige Senatsverwaltung kann die Abstimmung und Koordinie-
rung des Hochwasserschutzplans und der in diesen aufzuneh-
menden Maßnahmen durch Verwaltungsvereinbarung mit den
übrigen an der Flussgebietseinheit Elbe beteiligten Ländern und
Staaten regeln.

(3) Im Falle der grenzüberschreitenden Aufstellung eines ge-
meinsamen Hochwasserschutzplans für die Flussgebietseinheit
Elbe oder deren Teileinzugsgebiete erstellt die für die Wasser-
wirtschaft zuständige Senatsverwaltung Beiträge hierzu für den
Teilbereich der Flussgebietseinheit Elbe, der sich auf dem Ge-
biet des Landes Berlin befindet. Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) Der Hochwasserschutzplan ist von der für die Wasserwirt-
schaft zuständigen Senatsverwaltung unverzüglich nach seiner
Aufstellung zu veröffentlichen und in regelmäßigen Abständen
zu aktualisieren. Im Falle eines gemeinsamen Hochwasser-
schutzplans nach Absatz 3 gilt Satz 1 entsprechend für die von
der für die Wasserwirtschaft zuständigen Senatsverwaltung er-
stellten Beiträge.

(5) Für den Hochwasserschutzplan ist nach § 14b Abs. 1 Nr. 1
in Verbindung mit Anlage 3 Nr. 1.3 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung eine Strategische Umweltprüfung
durchzuführen. Die für die Wasserwirtschaft zuständige Senats-
verwaltung legt den Untersuchungsrahmen fest, erstellt den Um-
weltbericht und beteiligt die betroffenen Behörden. Die §§ 14f
bis 14h und 14d Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung gelten entsprechend.

(6) Der Entwurf des Hochwasserschutzplans nebst Umwelt-
bericht wird spätestens ein Jahr vor Beginn des Zeitraums, auf
den sich der Plan bezieht, veröffentlicht. Auf Antrag wird von
der für die Wasserwirtschaft zuständigen Senatsverwaltung auch
Zugang zu Hintergrunddokumenten und -informationen, die bei
der Erstellung des Hochwasserschutzplanentwurfs herange-
zogen wurden, nach den Vorschriften des Umweltinformations-
gesetzes gewährt; Kosten werden insoweit nicht erhoben.

(7) Innerhalb von sechs Monaten nach Veröffentlichung kann
zu dem Entwurf des Hochwasserschutzplans und zu dem Um-
weltbericht nach den Absätzen 1 bis 6 in Verbindung mit § 14g
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung schriftlich
oder zur Niederschrift bei der für die Wasserwirtschaft zustän-
digen Senatsverwaltung Stellung genommen werden.

(8) Nach Abschluss der Behörden- und Öffentlichkeitsbetei-
ligung ist der Umweltbericht zu überprüfen. § 14k des Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung gilt entsprechend. Das
Ergebnis der Überprüfung ist bei der Aufstellung des Hoch-
wasserschutzplans zu berücksichtigen. Der Veröffentlichung des
Hochwasserschutzplans nach Absatz 4 Satz 1 ist eine zusam-
menfassende Erklärung zu den Umwelterwägungen und zur
Berücksichtigung des Umweltberichts beizufügen. § 14l Abs. 2
Nr. 2 und 3 und § 14m des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung gelten entsprechend.

(9) Die Absätze 1 bis 8 gelten auch für die regelmäßigen
Aktualisierungen des Hochwasserschutzplans.“
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15. § 86 wird wie folgt geändert:
a) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt:

„(2) Die Erlaubnis nach Absatz 1 Nr. 2 für ein Vorhaben,
welches nicht einer Umweltverträglichkeitsprüfung unter-
liegt, kann in einem förmlichen Verfahren erteilt werden,
wenn die wasserwirtschaftliche Bedeutung des Vorhabens
oder die Anzahl der zu beteiligenden Dritten dies erfordert.“

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
16. Die Anlage 3 (zu § 16h Abs. 2) wird wie folgt geändert:

a) Nummer 13.4 wird wie folgt gefasst:
„Tiefbohrung zum Zwecke der Wasserversorgung ab einer
Tiefe von 100 m“.

b) Nummer 13.12 wird wie folgt gefasst:
„Bau eines sonstigen Hafens, einschließlich Fischerei- oder
Yachthafens, oder einer infrastrukturellen Hafenanlage
– in Schutzgebieten nach Nummern 2.3.1 und 2.3.2 der

Anlage 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung,

– in Schutzgebieten nach Nummern 2.3.4 bis 2.3.6 der
Anlage 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung mit Ausnahme von Marinas unter 50 Liegeplät-
zen oder von infrastrukturellen Hafenanlagen mit einer
zulässigen Grundfläche unter 0,5 ha und

– in sonstigen Gebieten mit Ausnahme von Marinas unter
100 Liegeplätzen oder von infrastrukturellen Hafenan-
lagen mit einer zulässigen Grundfläche unter 1 ha.“

c) Nummer 13.16 wird wie folgt gefasst:
„Sonstige Ausbaumaßnahmen mit Ausnahme kleinräumiger,
naturnaher Umgestaltungen von Fließgewässern, wie der
Beseitigung von Bach- und Grabenverrohrungen“.

Artikel II
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 6. Juni 2008

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Drittes Gesetz
zur Änderung des Berliner Abwasserabgabengesetzes

Vom 6. Juni 2008
Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung des Berliner Abwasserabgabengesetzes

Das Berliner Abwasserabgabengesetz in der Fassung vom 12. Ja-
nuar 1989 (GVBl. S. 214), zuletzt geändert durch Nummer 70 der
Anlage zum Gesetz vom 4. März 2005 (GVBl. S. 125), wird wie
folgt geändert:
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angaben zu den §§ 2 und 5 werden aufgehoben.
b) Die Angabe zu § 3 wird wie folgt gefasst:

„Ermittlung auf Grund des wasserrechtlichen Bescheides,
Bewertung von Stickstoff (zu § 3 Abs. 1 und § 4 AbwAG)“.

c) In der Angabe zu § 8 werden nach dem Wort „Abgabepflicht“
die Worte „des Landes Berlin“ eingefügt.

d) Die Angabe zu § 9a wird wie folgt gefasst:
„Verrechnung von Abwasserabgaben mit Aufwendungen für
die Errichtung oder Erweiterung einer Abwasserbehand-
lungsanlage (zu § 10 Abs. 3 AbwAG)“.

e) In der Angabe zu § 15 wird der Klammerzusatz „(zu § 13
Abs. 1 AbwAG)“ durch den Klammerzusatz „(zu § 13
AbwAG)“ ersetzt.

2. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6
Abgabe für Niederschlagswasser

(zu § 7 Abs. 2 AbwAG)
(1) Die Einleitung von Niederschlagswasser aus der Trenn-

kanalisation bleibt abgabefrei, soweit die Niederschlagswasser-
rückhaltung und -behandlung den allgemein anerkannten Regeln
der Technik entspricht.

(2) Die Einleitung von Niederschlagswasser aus der Misch-
kanalisation bleibt abgabefrei, sofern die Anlage den allgemein
anerkannten Regeln der Technik entspricht. Teilmaßnahmen im
Rahmen der Mischwassersanierung können entsprechend dem
realisierten Stauvolumen prozentual abgabemindernd berück-
sichtigt werden.

(3) Die Zahl der Schadeinheiten von Niederschlagswasser
ermäßigt sich um die Hälfte, soweit nach der Berechnung aller
Regenentlastungen einer Mischkanalisation zu erwarten ist, dass
im Jahresmittel mindestens 90 vom Hundert der biologisch ab-
baubaren und absetzbaren Stoffe den Gewässern ferngehalten

werden und das in der Kanalisation verbleibende Abwasser in
einer Abwasserbehandlungsanlage biologisch behandelt wird.

(4) Werden in dem wasserrechtlichen Bescheid für die Be-
handlung des Niederschlagswassers weitergehende Anforderun-
gen gestellt, so tritt die Abgabefreiheit nur ein, soweit diese An-
forderungen eingehalten werden.

(5) Bei der Schätzung nach § 7 Abs. 1 Satz 3 des Abwasser-
abgabengesetzes kann die Zahl der an die zentrale Abwasser-
beseitigung der Berliner Wasserbetriebe – Anstalt des öffent-
lichen Rechts – angeschlossenen Einwohner angesetzt werden.“

3. In § 8 Abs. 2 Satz 1 und 2 sowie in § 9 Abs. 1 Satz 2 werden die
Worte „Berliner Wasser-Betriebe – Eigenbetrieb von Berlin –“
jeweils durch die Worte „Berliner Wasserbetriebe – Anstalt des
öffentlichen Rechts –“ ersetzt.

4. In § 12 Abs. 1 werden die Worte „von drei Monaten“ durch die
Worte „eines Monats“ ersetzt.

5. § 15 wird wie folgt gefasst:

„§ 15
Zweckbindung, Verwaltungsaufwand

(zu § 13 AbwAG)
(1) Der durch den Vollzug des Abwasserabgabengesetzes und

dieses Gesetzes entstehende Verwaltungsaufwand ist aus dem
Aufkommen der Abwasserabgabe zu decken.

(2) Die Bewirtschaftung des Aufkommens obliegt der für die
Wasserwirtschaft zuständigen Senatsverwaltung.“

Artikel II
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tage nach
der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in
Kraft. Abweichend von Satz 1 tritt Artikel I Nr. 2 mit Wirkung vom
1. Januar 2007 in Kraft.

Berlin, den 6. Juni 2008

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Verordnung
über die Verlängerung der Veränderungssperre VIII-409/47

im Bezirk Spandau, Ortsteil Staaken

Vom 21. Mai 2008

Auf Grund des § 16 Abs. 1 und des § 17 Abs. 1 Satz 3 des
Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. De-
zember 2006 (BGBl. I S. 3316), in Verbindung mit § 13 Abs. 1 des
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom
7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Die durch Verordnung vom 4. Dezember 2007 (GVBl. 2008 S. 50)

erlassene Veränderungssperre VIII-409/47 wird um ein Jahr bis zum
15. April 2009 verlängert.

§ 2
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb von
zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich
gegenüber dem Bezirksamt Spandau von Berlin geltend machen;
der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen.
Nach § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs
wird die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses
Gesetzes nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist unbeachtlich. Die
Beschränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung
dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 3
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 21. Mai 2008

Bezirksamt Spandau von Berlin

B i r k h o l z R ö d i n g

Bezirksbürgermeister Bezirksstadtrat
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 1-37

im Bezirk Mitte, Ortsteil Gesundbrunnen

Vom 27. Mai 2008
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3316),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan 1-37 vom 26. Juni 2006 mit Deckblatt vom
22. August 2007 für die Grundstücke Drontheimer Straße 28-38,
Tromsöer Straße 6 im Bezirk Mitte, Ortsteil Gesundbrunnen, wird
festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mitte
von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Vermessungsamt, beglau-
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt
Mitte von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Fachbereich Stadt-
planung und Fachbereich Bau- und Wohnungsaufsicht, während der
Dienststunden kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen

lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrif-

ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 2a Satz 2
und 3 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb von einem Jahr, in den
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung
dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Mitte von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 27. Mai 2008

Bezirksamt Mitte von Berlin

Dr. Christian H a n k e G o t h e

Bezirksbürgermeister Bezirksstadtrat
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Verordnung
über die weitere Verlängerung der Veränderungssperre 1-40/11

im Bezirk Mitte, Ortsteil Mitte

Vom 10. Juni 2008
Auf Grund des § 16 Abs. 1 und des § 17 Abs. 2 des Baugesetz-
buchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember
2006 (BGBl. I S. 3316), in Verbindung mit § 13 Abs. 1 des Gesetzes
zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. Novem-
ber 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. No-
vember 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Die durch Verordnung vom 31. Mai 2006 (GVBl. S. 556) erlas-
sene und durch Verordnung vom 29. Mai 2007 (GVBl. S. 229) bis
zum 20. Juni 2008 verlängerte Veränderungssperre wird für die
Grundstücke Bernauer Straße 10A, 11 und 13A um ein weiteres Jahr
bis zum 20. Juni 2009 verlängert.

§ 2

Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen
will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb von

zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich
gegenüber der für die verbindliche Bauleitplanung zuständigen
Senatsverwaltung geltend machen; der Sachverhalt, der die Verlet-
zung begründen soll, ist darzulegen. Nach § 32 Abs. 2 des Gesetzes
zur Ausführung des Baugesetzbuchs wird die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes nach Ablauf der in
Satz 1 genannten Frist unbeachtlich. Die Beschränkung des Satzes 1
gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Verordnung geltenden
Vorschriften verletzt worden sind.

§ 3

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 10. Juni 2008 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung

Ingeborg J u n g e - R e y e r
Verordnung
über die Veränderungssperre 3-15/1

im Bezirk Mitte, Ortsteil Mitte

Vom 3. Juni 2008
Auf Grund des § 16 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3316),
in Verbindung mit § 13 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausführung des Bau-
gesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl.
S. 692), wird verordnet:

§ 1

Für das Grundstück Kopenhagener Straße 77 und das angrenzende
Flurstück 45, Flur 144 (teilweise) im Bezirk Pankow, Ortsteil
Wilhelmsruh, für das die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung
neben anderen Grundstücken die Aufstellung eines Bebauungsplans
beschlossen hat, tritt eine Veränderungssperre gemäß § 14 des Bau-
gesetzbuchs ein.

§ 2

Je ein Übersichtsplan mit den Grenzen des räumlichen Geltungs-
bereichs der Veränderungssperre liegt zur kostenfreien Einsicht-
nahme beim Bezirksamt Pankow von Berlin, Abteilung Kultur,
Wirtschaft und Stadtentwicklung, Amt für Planen und Genehmigen,
– Verbindliche Bauleitplanung – und – Bauaufsicht – aus.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnach-
teile durch die Veränderungssperre (§ 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 des
Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 18 Abs. 3 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen
will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb von
zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich
gegenüber der für die verbindliche Bauleitplanung zuständigen Se-
natsverwaltung geltend machen; der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs wird die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften dieses Gesetzes nach Ablauf der in
Satz 1 genannten Frist unbeachtlich. Die Beschränkung des Satzes 1
gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Verordnung geltenden
Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 3. Juni 2008

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung

Ingeborg J u n g e - R e y e r
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Bekanntmachung
der Neufassung des Staatsvertrages über das

Gemeinsame Krebsregister der Länder Berlin,
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,

Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen und Thüringen

Auf Grund des Artikels 2 Abs. 2 des Ersten Staatsvertrages zur
Änderung des Staatsvertrages über das Gemeinsame Krebsregister
der Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen und Thüringen vom
14. März, 4. April, 25. April, 22. Mai, 13. Juni und 26. Juni 2006
wird nachstehend der Wortlaut des Staatsvertrages in der vom
1. April 2008 an geltenden Fassung bekannt gemacht.

Berlin, den 26. Mai 2008

Senatsverwaltung für
Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz

Katrin L o m p s c h e r
Staatsvertrag
über das Gemeinsame Krebsregister

der Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen und Thüringen
Das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt und
der Freistaat Thüringen
schließen vorbehaltlich der Zustimmung ihrer verfassungsmäßig
zuständigen Organe den nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1
Organisationsform und Name

Das Gemeinsame Krebsregister wird als nichtrechtsfähige Anstalt
des öffentlichen Rechts des Landes Berlin unter der Bezeichnung
„Gemeinsames Krebsregister der Länder Berlin, Brandenburg,
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten
Sachsen und Thüringen“ geführt.

Artikel 2
Aufgaben

Das Gemeinsame Krebsregister erfüllt für die beteiligten Länder
die Aufgaben, die ihnen nach dem Krebsregistergesetz vom
4. November 1994 (BGBl. I S. 3351) oder auf Grund des Artikels 13
obliegen, sowie die weiteren in diesem Staatsvertrag bestimmten
Aufgaben.

Artikel 3
Datenerhebung

(1) Die Erhebung und Meldung nach § 3 Abs. 1 des Krebsregister-
gesetzes umfasst über die in § 2 Abs. 2 des Krebsregistergesetzes
genannten epidemiologischen Daten hinaus folgende Daten:
1. bei Frauen die Anzahl der Geburten, aufgeschlüsselt nach

Lebend-, Tot- und Fehlgeburten,
2. bei Kindern bis zur Vollendung des ersten Lebensjahres die

Lebensdauer bis zum Tag der ersten Tumordiagnose und ge-
gebenenfalls von diesem bis zum Tod,

3. Anlass der Diagnose.

(2) Abweichend von § 1 Abs. 1 Satz 1 des Krebsregistergesetzes
ist dieser Staatsvertrag auch auf Daten über solche Tumoren des
zentralen Nervensystems anzuwenden, bei denen es sich um nicht
bösartige Neubildungen handelt.

(3) Ergibt sich aus einem Leichenschauschein eine Krebserkran-
kung, die dem Gemeinsamen Krebsregister noch nicht gemeldet war,
so kann das Gemeinsame Krebsregister zur Ergänzung die in § 2
Abs. 1 und 2 des Krebsregistergesetzes sowie die in Absatz 1 ge-
nannten Angaben bei Ärzten und Zahnärzten, die den Verstorbenen
zuvor behandelt oder untersucht oder die dessen Leiche obduziert
haben, erheben. Diese Ärzte und Zahnärzte sind zur Übermittlung
dieser Daten an die Vertrauensstelle des Gemeinsamen Krebsregis-
ters berechtigt.

(4) Das Gemeinsame Krebsregister darf Daten anderer bevöl-
kerungsbezogener Krebsregister über Patienten, die ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt im Bereich des Gemeinsamen Krebsregisters
haben oder gehabt haben, im Rahmen seiner Aufgaben nach dem
Staatsvertrag verarbeiten.

(5) Abweichend von § 3 Abs. 4 des Krebsregistergesetzes kann die
Vertrauensstelle die elektronische Übermittlung der für sie bestimm-
ten Daten zulassen, wenn ein Sicherheitskonzept auf der Grundlage
einer Risikoanalyse auf dem aktuellen Stand der Technik umgesetzt
wurde. Die Verantwortung der übermittelnden Stelle für die Art der
Übermittlung bleibt unberührt.

Artikel 4

Übermittlung an andere Register und an die Zentralen Stellen
im Rahmen des Mammographie-Screenings

(1) Die Vertrauensstelle des Gemeinsamen Krebsregisters darf zur
Unterstützung der klinischen Krebsforschung die gespeicherten An-
gaben zu Sterbedatum und Todesursachen eines namentlich benann-
ten Patienten an ein Klinikregister auf dessen Antrag übermitteln.

(2) Erhält die Vertrauensstelle des Gemeinsamen Krebsregisters
Meldungen über Patienten, für die ein anderes bevölkerungsbezoge-
nes Krebsregister zuständig ist, so bietet es diese Meldungen dem
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anderen Krebsregister an und übermittelt sie auf Verlangen dorthin.
Bei der Vertrauensstelle verbliebene Daten über den Patienten sind
anschließend zu löschen.

(3) Im Rahmen der Früherkennung von Brustkrebs durch Mam-
mographie-Screening gemäß den Krebsfrüherkennungs-Richtlinien
des Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen, zuletzt geän-
dert am 15. Dezember 2003, veröffentlicht im Bundesanzeiger Nr. 1
(S. 2) vom 3. Januar 2004, darf das Gemeinsame Krebsregister die
Kontrollnummern der am Früherkennungsprogramm teilnehmenden
Frauen, die ihm von den zuständigen Zentralen Stellen der Länder
übermittelt werden, mit den Kontrollnummern der im Register ge-
speicherten Krebsfälle abgleichen und die Kontrollnummern der ge-
meldeten Brustkrebsfälle von den Frauen, die am Früherkennungs-
programm teilgenommen haben, an die jeweils zuständige Zentrale
Stelle übermitteln.

Artikel 5

Datenverarbeitung innerhalb des Gemeinsamen Krebsregisters

(1) Ergeben sich bei der Verarbeitung einer eingegangenen Mel-
dung Anhaltspunkte dafür, dass die Krebserkrankung bereits im
Gemeinsamen Krebsregister erfasst ist, obwohl die Kontrollnum-
mern nicht völlig übereinstimmen, oder dass bei übereinstimmenden
Kontrollnummern die neue Meldung einen anderen Patienten be-
trifft, so kann der Leiter der Vertrauensstelle zur Klärung der Zweifel
die vorübergehende Entschlüsselung der Identitätsdaten der früheren
Meldung anordnen. Die Anordnung ist zu dokumentieren und der
Aufsichtsbehörde anzuzeigen. Die entschlüsselten Identitätsdaten
sind nach der Durchführung des Abgleichs unverzüglich zu löschen.
Die Sätze 1 bis 3  gelten entsprechend bei einem Abgleich mit einem
anderen bevölkerungsbezogenen Krebsregister und bei Anfragen
von Klinikregistern nach Artikel 4 Abs. 1.

(2) Abweichend von § 4 Abs. 1 Nr. 5 des Krebsregistergesetzes
beträgt die Löschungs- und Vernichtungsfrist in den Fällen des
Artikels 3 Abs. 3 längstens zwölf Monate, in den übrigen Fällen
längstens sechs Monate nach der Übermittlung der Angaben.

Artikel 6

Vorhandener Datenbestand

(1) Das Gemeinsame Krebsregister darf die vor dem 1. Januar
1995 gemeldeten Daten verarbeiten und nutzen. Hierauf sind die
Vorschriften des Krebsregistergesetzes entsprechend anzuwenden,
soweit dieser Staatsvertrag nichts anderes bestimmt.

(2) Das Gemeinsame Krebsregister darf die in den Jahren 1990 bis
1994 gemeldeten Daten bis zum 31. Dezember 1997 auf elektro-
nische Datenträger übernehmen, soweit dies noch nicht oder nicht
vollständig geschehen ist. Weitere Maßnahmen zur Übernahme die-
ser Daten sind unzulässig.

(3) Das Gemeinsame Krebsregister darf zur Vervollständigung
seines auf elektronischen Datenträgern vorhandenen Datenbestan-
des des Nationalen Krebsregisters der Deutschen Demokratischen
Republik bis zum 31. Dezember 1999 die auf Meldebögen vorhan-
denen Daten aus den Jahren 1961 bis 1989 verarbeiten. Die Melde-
bögen sind räumlich getrennt zu verwahren und dürfen nur hierfür
besonders befugten Mitarbeitern der Registerstelle zugänglich sein.
Sie dürfen nicht für andere Zwecke genutzt werden.

(4) Nach der Speicherung gemäß Absatz 3 hat die Registerstelle
die Identitätsdaten und die epidemiologischen Daten auf getrennte
Datenträger zu übernehmen. Die Registerstelle hat die Identitäts-
daten an die Vertrauensstelle zu geben. Dort sind diese nach § 7
Abs. 1 des Krebsregistergesetzes zu verschlüsseln und Kontrollnum-
mern nach § 7 Abs. 2 des Krebsregistergesetzes zu bilden. Nach der
Verschlüsselung sind unverzüglich die unverschlüsselten Identitäts-
daten zu löschen und die zugehörigen Meldebögen zu vernichten.

(5) Auf die Aufbewahrung und Nutzung der Meldebögen aus den
Jahren 1953 bis 1960 ist das Berliner Archivgesetz entsprechend
anzuwenden. Dies gilt ab 1. Januar 2000 auch für die in Absatz 3
genannten Meldebögen.

Artikel 7
Verwaltungsausschuss

(1) An der Führung des Gemeinsamen Krebsregisters wirken die
beteiligten Länder durch einen beim Gemeinsamen Krebsregister
bestehenden Verwaltungsausschuss mit. Dem Verwaltungsausschuss
gehört je ein Vertreter der obersten Gesundheitsbehörden der be-
teiligten Länder an. Jedes Land hat eine Stimme.

(2) Der Verwaltungsausschuss beschließt in Grundsatzangelegen-
heiten des Gemeinsamen Krebsregisters und bestimmt die Richt-
linien für dessen Tätigkeit. Dies gilt insbesondere für
1. die Festlegung einheitlicher und verbindlicher Grundsätze für

die Übermittlung und Auswertung epidemiologischer Daten für
die wissenschaftliche Forschung und für gesundheitspolitische
Maßnahmen,

2. die Festlegung eines einheitlichen Formblattes und eines ma-
schinell verwertbaren Datenträgers, die für Meldungen an das
Gemeinsame Krebsregister zu verwenden sind,

3. die Erarbeitung von einheitlichen Vergütungssätzen für Meldun-
gen an das Gemeinsame Krebsregister,

4. die Auswahl des Chiffrierverfahrens und des Verfahrens zur
Bildung der Kontrollnummern,

5. die Erarbeitung von Grundsätzen zur Erteilung der Geneh-
migung nach § 8 Abs. 1 des Krebsregistergesetzes.

Er entscheidet außerdem über die Anmeldungen des Gemeinsamen
Krebsregisters zum Haushaltsplan einschließlich des Stellenplanes.

(3) Beschlüsse über Angelegenheiten mit finanziellen Auswirkun-
gen bedürfen im Verwaltungsausschuss der Zustimmung aller betei-
ligten Länder. Im Übrigen entscheidet der Verwaltungsausschuss mit
einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme
des den Vorsitz führenden Landes.

(4) Das Land Berlin berücksichtigt bei der Führung des Gemein-
samen Krebsregisters die Beschlüsse des Verwaltungsausschusses,
soweit dem Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. Es wird außer-
dem Stellen des höheren Dienstes und vergleichbare Stellen für
Angestellte beim Gemeinsamen Krebsregister nur im Einvernehmen
mit dem Verwaltungsausschuss besetzen.

(5) Der Verwaltungsausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 8
Übertragung von Befugnissen

Die in § 8 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 5 Satz 1 des Krebsregister-
gesetzes vorgesehenen Entscheidungen werden dem für das Gesund-
heitswesen zuständigen Mitglied des Senats des Landes Berlin über-
tragen. Die Entscheidungen bedürfen der Zustimmung des Verwal-
tungsausschusses.

Artikel 9
Aufsicht

Das für das Gesundheitswesen zuständige Mitglied des Senats des
Landes Berlin übt die Aufsicht (Dienst-, Rechts- und Fachaufsicht)
über das Gemeinsame Krebsregister aus. Bei der Ausübung der
Fachaufsicht gilt Artikel 7 Abs. 4 Satz 1 entsprechend.

Artikel 10
Finanzierung

(1) Das Gemeinsame Krebsregister erhebt für auf Antrag vor-
genommene Auswertungen nach Maßgabe des Verwaltungskosten-
rechts des Landes Berlin Gebühren und verlangt die Erstattung von
Auslagen. Die Gebührentatbestände und -sätze werden auf Vor-
schlag des Verwaltungsausschusses bestimmt.

(2) Die nicht durch Gebühren und Auslagen gedeckten Kosten des
Gemeinsamen Krebsregisters tragen die beteiligten Länder anteilig
im Verhältnis ihrer Einwohnerzahlen. Maßgebend hierfür sind die
Erhebungen der Statistischen Landesämter für den 31. Dezember des
jeweils vorletzten Jahres. Die anteiligen Beiträge der beteiligten
Länder werden im Laufe eines Haushaltsjahres in zwei Teilbeträgen
zum 1. März und zum 1. September fällig.
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Artikel 11
Geltung des Berliner Landesrechts

Soweit das Krebsregistergesetz und dieser Staatsvertrag keine Re-
gelungen treffen, gilt für das Gemeinsame Krebsregister und die dort
verarbeiteten Daten das Recht des Landes Berlin, vorbehaltlich ab-
weichender landesrechtlicher Regelungen einer Meldepflicht sowie
des Widerspruchsrechts.

Artikel 12
Geltungsdauer

Dieser Staatsvertrag kann von jedem beteiligten Land durch
schriftliche Erklärung gegenüber der Senatskanzlei des Landes
Berlin unter gleichzeitiger Benachrichtigung der übrigen beteiligten
Länder zum Schluss eines Kalenderjahres mit einer Frist von zwei
Jahren gekündigt werden, erstmals zum 31. Dezember 1999. Inner-
halb von sechs Monaten kann sich jedes andere beteiligte Land
dieser Kündigung anschließen. Zwischen den übrigen beteiligten
Ländern bleibt der Staatsvertrag nach Wirksamwerden der Kün-
digung in Kraft.

Artikel 13
Fortgeltung des Krebsregistergesetzes

(1) Nach dem ersatzlosen Außerkrafttreten des Krebsregister-
gesetzes vom 4. November 1994 (BGBl. I S. 3351) nach seinem § 14
Abs. 2 gilt dieses mit Ausnahme der §§ 10 und 13 Abs. 3 bis zu einer
anderweitigen Regelung als Landesrecht fort, soweit sich aus diesem
Staatsvertrag oder den zum Krebsregistergesetz ergangenen landes-
gesetzlichen Regelungen nichts anderes ergibt.

(2) Im Rahmen der Früherkennung von Brustkrebs durch Mam-
mographie-Screening gemäß den Krebsfrüherkennungs-Richtlinien
des Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen, zuletzt geän-
dert am 15. Dezember 2003, veröffentlicht im Bundesanzeiger Nr. 1
(S. 2) vom 3. Januar 2004, darf das für die Bildung der Kontrollnum-
mern eingesetzte Programm von der Vertrauensstelle des Gemein-
samen Krebsregisters abweichend von § 7 Abs. 4 des Krebsregister-
gesetzes (KRG) an die zuständigen Zentralen Stellen der Länder
weitergegeben werden.

Artikel 14
Inkrafttreten

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am ersten Tag des Monats in Kraft,
der auf den Monat folgt, in dem die letzte von einem beteiligten Land
auszufertigende Ratifikationsurkunde bei der Senatskanzlei des
Landes Berlin hinterlegt ist. Die Senatskanzlei des Landes Berlin
teilt den beteiligten Ländern die Hinterlegung der Ratifikations-
urkunden mit.

(2) Mit dem Inkrafttreten des Staatsvertrages tritt das Verwal-
tungsabkommen über ein Gemeinsames Krebsregister vom 21./23.
Dezember 1994 außer Kraft.

Für das Land Berlin: Berlin, den 14. März 2006

Der Regierende Bürgermeister,

vertreten durch
die Senatorin für Gesundheit,
Soziales und Verbraucherschutz

Heidi Knake-Werner

Für das Land Brandenburg: Potsdam, den 25. April 2006

Der Ministerpräsident,

vertreten durch
die Ministerin für Arbeit,
Soziales, Gesundheit und Familie

D. Ziegler

Für das Land Mecklenburg- Schwerin, den 13. Juni 2006
Vorpommern:

Der Ministerpräsident,

vertreten durch
die Sozialministerin

Marianne Linke

Für den Freistaat Sachsen: Dresden, den 26. Juni 2006

Der Ministerpräsident,

vertreten durch
die Staatsministerin
für Soziales

Helma Orosz

Für das Land Sachsen-Anhalt: Magdeburg, den 4. April 2006

Der Ministerpräsident,

vertreten durch
den Minister für Gesundheit
und Soziales

Gerry Kley

Für den Freistaat Thüringen: Erfurt, den 22. Mai 2006

Der Ministerpräsident,

vertreten durch
den Minister für Soziales,
Familie und Gesundheit

Klaus Zeh
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